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Schriftlicher Beridit 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung vorgelegten 

1. Übereinkommen Nr. 129 über die Arbeitsaufsicht in der 
Landwirtschaft, 

2. Übereinkommen Nr. 130 über ärztliche Betreuung und 
Krankengeld, 

3. Empfehlung Nr. 133 über die Arbeitsaufsicht in der 
Landwirtschaft, 

4. Empfehlung Nr. 134 über ärztliche Betreuung und Kranken- 
geld 

der Internationalen Arbeitsorganisation 
— Drucksache VI/1 652 — 




A. Bericht des Abgeordneten Bredl 


Die von der Allgemeinen Konferenz der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation im Juni 1969 ange- 
nommenen Übereinkommen Nr. 129 und Empfeh- 
lung Nr. 133 über die Arbeitsaufsicht in der Land- 
wirtschaft sowie Übereinkommen Nr. 130 und Emp- 
fehlung Nr. 134 über ärztliche Betreuung und Kran- 
kengeld sind am 22. Januar 1971 gemäß § 76 Abs. 2 
GO dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung fe- 
derführend und dem Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten zur Mitberatung überwiesen 
worden. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat sich in seiner Sitzung am 
6. Mai 1971 besonders mit dem Übereinkommen 
Nr. 129 und der Empfehlung Nr. 133 über die Ar- 
beitsaufsicht in der Landwirtschaft befaßt und die 
Vorlagen mit der Maßgabe zur Kenntnis genommen, 
daß er die Regelungen der Internationalen Arbeits- 
organisation wegen ihres Perfektionismus für viel 
zu kompliziert und deshalb nicht für praktikabel 
hält. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 


die Vorlagen am 9. Juni 1971 behandelt und be- 
schlossen, dem Bundestag zu empfehlen, von diesen 
Vorlagen Kenntnis zu nehmen. 


I. Zum Übereinkommen Nr. 129 und zur Empfehlung 
Nr. 133 über die Arbeitsaufsicht in der Landwirt- 
schaft 

Durch das von der Allgemeinen Konferenz der 
Internationalen Arbeitsorganisation angenommene 
Übereinkommen Nr. 129, das das im Jahre 1947 ver- 
abschiedete Übereinkommen Nr. 181 über die Ar- 
beitsaufsicht in Gewerbe und Handel ergänzt, soll 
eine wirksamere Durchführung arbeitsrechtlicher 
Vorschriften in der Landwirtschaft erreicht werden. 

Der Geltungsbereich des Übereinkommens er- 
streckt sich gemäß Artikel 1 in Verbindung mit 
Artikel 4 auf alle Betriebe oder Betriebsteile, die 
sich mit dem Ackerbau, der Tierhaltung, der Forst- 
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Wirtschaft, dem Gartenbau, der Erstverarbeitung 
der landwirtschaftlichen Produkte durch den Be- 
triebsinhaber oder mit irgendeiner anderen Form 
der landwirtschaftlichen Tätigkeit befassen, soweit 
in diesen Betrieben Arbeitnehmer oder Lehrlinge 
beschäftigt sind. Mit Artikel 3 wird die Verpflich- 
tung auf ge stellt, eine den Anforderungen des Über- 
einkommens entsprechende Arbeitsauf sicht in der 
Landwirtschaft zu unterhalten. Die Artikel 6 bis 27 
enthalten Grundsätze besonders über die Aufgaben, 
die Organisation und die Befugnisse der Arbeits- 
aufsicht sowie über die Kontrolle, der die Arbeits- 
aufsicht untersteht, und über die Zusammenarbeit 
der Arbeitsaufsicht mit anderen Stellen. Die Arti- 
kel 28 bis 35 beinhalten Einzelheiten des Ratifika- 
tionsverfahren^ und des Berichtswesens über die 
Durchführung dieses Übereinkommens. 

Die Rechtslage in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in bezug auf die Regelung der Arbeitsaufsicht 
für landwirtschaftliche Betriebe entspricht nahezu 
vollkommen den Bestimmungen des Übereinkom- 
mens mit Ausnahme des Artikels 20 Buchstabe a 
— Aufsichtsbeamte für die Landwirtschaft dürfen an 
den ihrer Aufsicht unterstellten Betrieben weder 
unmittelbar noch mittelbar beteiligt sein — , Arti- 
kel 20 Buchstabe b — Strafvörschriften zum Schutz 
von Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnissen so- 
wie von Arbeitsverfahren — und Artikel 27 Buch- 
stabe e — Statistik der Übertretungen und. der ver- 
fügten Zwangsmaßnahmen in den Jahresberich- 
ten — . Nach der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zum Übereinkommen, Nr. *1^9 können die 
deutschen Vorschriften aber ohne Schwierigkeiten 
den Erfordernissen des Übereinkommens angepaßt 
werden. 

Die Empfehlung Nr. 133 soll das Übereinkommen 
Nr. 129 über die Arbeitsaufsicht in der Landwirt- 
schaft durch weitere mögliche Aufgaben der Arbeits- 
aufsicht, besonders auf dem Gebiet der Ausbildung 
der Arbeitnehmer, Sozialdienste, Genossenschaften 
und Schulpflicht ergänzen. Sie enthält ferner zu- 
sätzliche Anforderungen an die Vor- und Ausbil- 
dung der Aufsichtsbeamten, Vorschläge für die 
Zusammenarbeit der Aufsichtsbeamten mit Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern in den Ausschüssen 
sowie für die Gestaltung der Jahresberichte. Die 
Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme er- 
klärt, daß sie diese Empfehlungen, soweit ihnen 
nicht bereits durch das deutsche Arbeitsschutzrecht 
entsprochen wird, näher prüfen werde. 

II. Übereinkommen Nr. 130 und Empfehlung Nr. 134 
über ärztliche Betreuung und Krankengeld 

Mit dem Übereinkommen Nr. 130 soll hinsichtlich 
der ärztlichen Betreuung und der Zahlung von Kran- 
kengeld den inzwischen im Bereich der Sozialen 
Sicherheit erzielten Fortschritten Rechnung getra- 
gen werden, wobei die Unterscheidung zwischen 
Arbeitnehmern in Handel und Gewerbe sowie 


Hausgehilfen einerseits und Arbeitnehmern in der 
Landwirtschaft andererseits entfällt, 

Teil I des Übereinkommens enthält Begriffsbe- 
stimmungen und Vorschriften über den Geltungs- 
bereich sowie in Artikel 7 eine Vorschrift über die 
zu erfassenden Fälle. Danach ist erforderliche ärzt- 
liche Betreuung heilender oder vorbeugender Art 
zu gewähren; Krankengeld ist bei krankheitsbe- 
dingter Arbeitsunfähigkeit mit der Folge von Ver- 
dienstausfall zu gewähren. Teil II enthält die Be- 
stimmungen über die ärztliche Betreuung im ein- 
zelnen, insbesondere über deren Ziel, den berech- 
tigten Personenkreis sowie Art und Dauer dieser 
Betreuung. In Teil III sind die entsprechenden Rege- 
lungen für die Zahlung von Krankengeld getroffen. 
Teil IV enthält gemeinsame Bestimmungen über 
das Ruhen dieser Leistungen sowie Vorschriften 
über Rechtsmittel, die Verwaltung und Gleichbe- 
handlung der Ausländer. In den Schlußbestimmun- 
gen des Teils V sind Einzelheiten des Ratifizie- 
rungsverfahrens, der Berichterstattung über die 
Durchführung des Übereinkommens, des Inkrafttre- 
tens usw. geregelt. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme 
zum Übereinkommen Nr, 130 zum Ausdruck ge- 
bracht, daß die deutschen Vorschriften den darin 
enthaltenen Mindestnormen weitgehend gerecht 
werden, das Leistungsniveau der deutschen gesetz- 
lichen Krankenversicherung im allgemeinen sogar 
erheblich höher sei. Die Bundesregierung hat jedoch 
bisher von der Vorlage eines Ratifikationßgesetzes 
zum Übereinkommen Nr. 130 abgesehen, weil das 
deutsche Recht in einigen Punkten nicht den Anfor- 
derungen des Übereinkommens entspricht. Dies gilt 
besonders hinsichtlich der Vorschriften über die 
medizinische Rehabilitation in Artikel 13 Buch- 
stabe f, über die zeitliche Dauer der Krankenhaus- 
pflege in Artikel 16 in Verbindung mit Artikel 13 
Buchstabe d sowie hinsichtlich der Verpflichtung in 
Artikel 28 Abs. 2, in gewissen Fällen das Kranken- 
geld an Angehörige auszuzahlen. Die Bundesregie- 
rung hat jedoch in Aussicht genommen, die noch 
bestehenden geringfügigen Differenzen im Rahmen 
eines Dritten Krankenversicherungs-Änderungsge- 
setzes zu beseitigen, das noch in dieser Wahl- 
periode in Kraft treten soll. 

Die Empfehlung Nr. 134 über ärztliche Betreuung 
und Krankengeld ergänzt das Übereinkommen 
Nr. 130 und soll den Mitgliedstaaten der Interna- 
tionalen Arbeitsorganisation bei der weiteren Aus- 
gestaltung des Schutzes gegen Krankheit dienen. 
Die besonders den geschützten Personenkreis und 
die Leistungen betreffenden Einzelempfehlungen 
gehen über das geltende deutsche Sozialversiche- 
rungsrecht teilweise erheblich hinaus. Wie die 
Bundesregierung -in ihrer Stellungnahme erklärt 
hat, wird sie bei der Fortentwicklung des Rechts 
der gesetzlichen Krankenversicherung jedoch prü- 
fen, ob und inwieweit einzelne Vorschriften der 
Empfehlung zur Übernahme geeignet sind. 


Bonn, den 14. Juni 1971 
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Bredl 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von der Vorlage — Drucksache VI/ 1652 — Kenntnis 
zu nehmen. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Bredl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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